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Baugesuch im Kleinbasel DerTiny-
Trend erfasst jetzt auch Basel:
Unmittelbar neben den Messe-
gebäuden imKleinbaselwill eine
Privatperson ein Gebäude mit
Tiny Rooms für Messebesucher
und Durchreisende bauen. Das
Baugesuchwurde kürzlich pub-
liziert. Geplant sind in dem sie-
benstöckigen Neubau an der
Isteinerstrasse 106 sechs winzi-
ge Zimmer, imUntergeschoss so-
wie im Erdgeschoss.

Die Tiny Rooms werden sie-
ben bis neunQuadratmeter gross
und schliessen an einenAussen-
raum an. Auf den wenigen Qua-
dratmetern ist auch eine Nass-
zellemitWCundDusche enthal-
ten. Der Aussenraum bietet den
Gästen Aufenthaltsräume, Co-
Working-Flächen und einen Fit-
nessraum. Im Betriebskonzept
von «Prachtwerk Architektur &
Design» heisst es, dieTinyRooms
seien ein Angebot für Gäste, die
einen möglichst kleinen CO2-
Footprint hinterlassen wollen.

Ein Bistro und elfWohnungen
UnabhängigvondenTinyRooms
soll im gleichen Gebäude auch
ein Bistro entstehen. ImNeubau
sind ausserdem auf den sechs
oberen Geschossen elfWohnun-
gen mit einem bis zweieinhalb
Zimmern geplant, ausserdem
ein zweites Untergeschoss mit
Kellern undVeloparkplätzen.Die
Baukosten werden im Bauge-
such auf 2,5 Millionen Franken
geschätzt.

Die Bauherrschaft ist eine Pri-
vatperson aus Rheinfelden. Ab-
gebrochen wird zuvor an dieser
Stelle ein Gebäude, das sich in
schlechtem Zustand befindet
und das mit nur drei Oberge-
schossen kleiner als die angren-
zenden Häuser ist. (td/ur)

Tiny Rooms für
Messebesucher

Mannwird inWarenlift
eingeklemmt und stirbt
Pratteln Dienstagmittag ereigne-
te sich auf einerBaustelle in Prat-
teln ein schwerer Arbeitsunfall,
wie die Baselbieter Polizei mit-
teilt. Ein 49-jähriger Bauarbeiter
wurde tödlich verletzt, als er in
einemWarenliftschacht beschäf-
tigt war. «Aus noch unklaren
Gründen kam es dabei zu einem
Zwischenfall mit dem Warenlift,
wobei der Mann im Liftschacht
eingeklemmt wurde», heisst es.
DasOpfer sei dabei so schwerver-
letztworden, dass es noch auf der
Unfallstelle verstarb. (red)

ZweiMoldawier in
Pratteln festgenommen
Pratteln Die Baselbieter Staats-
anwaltschaft hat ein Verfahren
gegen zwei mutmassliche Ein-
brecher eröffnet. Die beidenMol-
dawier wurden Mitte Juni in
Pratteln festgenommenundwer-
den verdächtigt, mehrere Ein-
brüche in der Region verübt zu
haben, wie die Baselbieter Poli-
zei gestern mitteilte. (sda)

Nachrichten

Basel Elisabeth und Boris
Duncker-Stöckli feiern heute
ihren 60. Hochzeitstag; und
Dorothea und Urs Forster-
Probst können ihren 50. Hoch-
zeitstag feiern. Die BaZ gratu-
liert allen Jubilaren herzlich
und wünscht ihnen alles Gute
für die Zukunft. (red)

gratulationen@baz.ch

Glückwunsch

Kurt Tschan

Arbeitnehmende, die von den
schweizerischen Sozialversiche-
rungen profitierenwollen,müs-
sen hier auch tatsächlich arbei-
ten. Homeoffice ist nur bedingt
erlaubt. Die Europäische Union
schreibt vor, dass Grenzgänger,
die mehr als 25 Prozent ihres
Pensums in den eigenen vier
Wänden bewältigen,nicht bei der
Ausgleichskasse in der Schweiz,
sondern beim ausländischen So-
zialversicherungsträger in ihrem
Wohnland versichert sein müs-
sen. Für AHV und BVG ist dann
nicht mehr die Schweiz zustän-
dig, sondern dasWohnland.

Mit Beginn der Corona-Pan-
demie wurde alles anders. Die
starre 25-Prozent-Regel der EU
wurde angesichts höherer Ge-
walt und aufgrund von staatlich
verordnetem Homeoffice flexi-
bel ausgelegt. Schweizer Arbeit-
geber konnten getrost über Os-
tern ihre Schoggihasen an ihre
Angestellten ennet der Grenze
schicken.

Flexible Anwendung
Am letzten Samstag reduzierte
jedoch der Bundesrat die Mass-
nahmen gegen das Coronavirus
stark. Sowurden unter anderem
etwa die Homeoffice-Pflicht und
dieMaskenpflicht im Freien auf-
gehoben.Grenzgängerinnen und
Grenzgänger müssen nun aber
nicht in einerHauruckübung die
Büros in ihrem Zuhause räumen
und zur täglichen Pendelfahrt
antreten.

«Wenn derArbeitgeber dieAr-
beit im Homeoffice gewährt,
können auch Grenzgänger noch
bismindestens 30. September im
Homeoffice arbeiten, ohne dass
sich dadurch die sozialversiche-
rungsrechtliche Unterstellung
verändert», bestätigt Daniela
Beck, Rechtsanwältin beim Bas-
ler Arbeitgeberverband.

In Bezug auf Deutschland, Ita-
lien, Österreich und Liechten-
stein sei die flexibleAnwendung
derUnterstellungsregeln bis zum
31.Dezembervereinbartworden.

Für Frankreich gelte diese min-
destens bis zum 30. September
2021. Lediglich in den Beziehun-
gen zu den anderen Staaten gel-
te grundsätzlich die flexible An-
wendung bis Ende Juni. EineVer-
längerung sei aber auch in diesen
Fällen nicht ausgeschlossen.

Fällt nun die sogenannte
25-Prozent-Regel der EUwegen
der positiven Erfahrungen mit
Homeoffice? Eine Anpassung
würde gemäss Beck ein grösse-
res Unterfangen darstellen. Die-
ses würde auch viele weitere
rechtliche Fragen bezüglich der
Grenzgänger mit sich ziehen.
Eine dieser Fragen sei das Steu-
errecht. «Die unkomplizierten
Verlängerungen derAusnahme-
regelungen aufgrund der Covid-

19-Einschränkungenwaren des-
halb bedeutend», zeigt sie sich
überzeugt.

Nurminimaler Rückgang
Unklar ist, wie viele der aktuell
72’000 Grenzgängerinnen und
Grenzgänger imRaumBasel vom
Homeoffice profitieren. Gemäss
Bundesregelung waren aber
während derHomeoffice-Pflicht
alle betroffen, «bei welchen es
von den beruflichen Aktivitäten
her möglich und vom Arbeitge-
bermit verhältnismässigemAuf-
wand umsetzbarwar», sagt Beck.

Ende des 1. Quartals 2021 ar-
beiteten gemäss Bundesamt für
Statistik 72’037 Grenzgänger in
der Nordwestschweiz. Im Quar-
talsvergleich nahm ihre Zahl

trotz Covid-19 und den missli-
chen Folgen um 0,7 Prozent zu.
Das StatistischeAmt Basel-Stadt
zählte Ende März 34’341 Grenz-
gänger. Gegenüber dem Vorjah-
resquartal bedeutete dies einen
minimalen Rückgang um 22.
Zum Vergleich: Im ersten Quar-
tal 2000 hatten noch 26’609
Grenzgänger in Basel gearbeitet.
Im erstenQuartal 2017wurdemit
35’335 der Topwert nach der
Jahrtausendwende gezählt. Auf-
fällig an der Statistik ist, dass die
deutschen Grenzgänger gegen-
über den französischen laufend
aufholen. Die Differenz liegt ak-
tuell noch bei 1880. Im Jahr 2003
hatten noch 6211 Franzosen
mehr als Deutsche in der Schweiz
gearbeitet.

Grenzgängermüssen nicht
zwingend zurück in die Schweiz
Frist verlängert Aufschub für Angestellte aus Südbaden und dem Elsass, die zu Hause arbeiten:
Für sie gilt auch im Juli die schweizerische Sozialversicherungsgesetzgebung.

Mit den Corona-Lockerungen nimmt auch der kleine Grenzverkehr zu, wie etwa hier am Hauptzollamt Rheinfelden. Foto: Elena Monti

Auffällig ist, dass
die deutschen
Grenzgänger
gegenüber den
französischen
aufholen.

Die Oberrheinkonferenz gelangt
mit Forderungen an die Regierun-
gen der Schweiz, Deutschlands
und Frankreichs. In einem vom
Basler Regierungspräsidenten
Beat Jans, von der Freiburger Re-
gierungspräsidentin Bärbel Schä-
fer und von Claudine Ganter, Re-
gionalrätin derRegionGrand-Est,
unterzeichneten Schreiben for-
dern sie den Schweizer Bundes-
präsidenten Guy Parmelin, die
deutsche BundeskanzlerinAnge-
laMerkel sowie den französischen
Präsidenten Emmanuel Macron
auf, baldmöglichst Gespräche auf-
zunehmen und einenDialog über
die Zusammenarbeit zwischen
der Schweiz und der Europäi-
schen Union zu führen.

Die Vertreter der regionalen
Regierungen zeigen sich besorgt
über den Entscheid des Bundes-

rats zum Abbruch der Verhand-
lungen über ein institutionelles
Rahmenabkommen zwischen der
Schweiz und der EU. Für die
betroffenen Grenzregionen sei

nicht nachvollziehbar, warum
kein Abkommen gefunden wer-
den konnte,welches dasVerhält-
nis unserer Nachbarländer auf
eine geregelte und nachhaltige

Basis stellen kann.DieVolkswirt-
schaften am Oberrhein seien
ebenso wie die Wissenschaft an
derGrenze zwischen der Schweiz
und der EU auf einen funktionie-

rendenArbeits-,Wirtschafts- und
Lebensraum angewiesen.

Stabiles Verhältnis benötigt
Mit einem Dialog müsse das
Funktionieren der Grenzregio-
nen in jeder Beziehung gesichert
werden. Für die betroffenen Be-
reichemüssten Lösungen aufge-
zeigt und umgesetztwerden.Die
Unterzeichnenden des Briefs bit-
ten die Regierungschefs, sichmit
dem Land Baden-Württemberg
und der Region Grand-Est aus-
zutauschen – unterEinbezug der
Schweizer Grenzkantone.

In der Medienmitteilung weist
die Freiburger Regierungspräsi-
dentin auch darauf hin, dass es ein
stabilesVerhältnis brauche, damit
die Region funktionsfähig sei.

Thomas Dähler

Offener Brief an Parmelin, Merkel undMacron
Klare Forderungen Die trinationale Oberrheinkonferenz reagiert auf das gescheiterte Rahmenabkommen.

Die Oberrheinkonferenz fordert baldmöglichst Gespräche. Foto: Keystone

Mit einemDialog
muss das
Funktionieren
der Grenzregionen
gesichert werden.
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